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02.12.2020
Stellungnahme zum Wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren „Renaturierung der Schunter in Braunschweig im Bereich Butterberg in Rühme“
Sehr geehrte Damen und Herren,

die BUND Kreisgruppe Braunschweig nimmt zum oben genannten Planfeststellungsverfahren wie folgt Stellung. Die Stellungnahme wird aufgrund von § 10 f Satz 2 der „Satzung für den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband Niedersachsen e.V. (Teil A)“ auch im Namen des BUND Landesverbandes Niedersachsen e.V. abgegeben.
Der BUND begrüßt die Bestrebungen, die Schunter im Planungsgebiet zu renaturieren. Dabei betrachten wir als essentiell, dass der neue Schunterlauf zukünftig tatsächlich seinen Lauf in der Aue verlagern kann, wie es einem natürlichen Flusslauf entspricht. Die geplanten Maßnahmen müssen darauf ausgerichtet sein. Wir möchten die umfangreichen Arbeiten, die zur Entwicklung der nun vorliegenden Unterlagen mit einem Ausleitungsgerinne zur Mühle Bienrode führten, an dieser Stelle würdigen.

Mit dem Bau des Ausleitungsgerinnes und der Sohlgleite anstelle des Wehres nördlich der BAB 2, die für die Schunter eine bessere Durchgängigkeit für z. B. Fische erbringen soll, geht bedauerlicherweise eine Grundwasserabsenkung in Teilbereichen der Aue einher.

In den Unterlagen fehlt jegliche Bilanzierung z. B. der zu erwartenden Volumina an Bodenaushub sowie des Bodenaushubs, der am Flachsrottenweg verbaut werden soll, der Fläche neu angelegter Wege und rückgebauter Wege und der Fläche vernichteter wertvoller 

Auenbiotope (Weidengebüsch und Schilfröhricht) durch Anlage eines Aussichtshügel. Dementsprechend sind den Eingriffen keine Kompensationsmaßnahmen zugeordnet, so dass die Frage offen bleibt, ob trotz zahlreicher positiver Maßnahmen im Einzelfall eine erhebliche Beeinträchtigung bestimmter Arten und Lebensgemeinschaften im Planungsraum verbleibt.

In den aktuellen Planfeststellungsunterlagen findet eine vollständige Vermengung infrastruktureller Maßnahmen (z. B. Brückenbau, Aussichtshügel), die nichts mit einer Fließgewässerrenaturierung an sich zu tun haben, und Maßnahmen zur Renaturierung des Fließgewässers statt. Die infrastrukturellen Maßnahmen bedürfen u. E. der separaten Darstellung der Eingriffsregelung nach BNatSchG.

So soll die Brücke „Im alten Dorfe“ barrierefrei ausgestaltet werden (vgl. Erläuterungsbericht zur Planfeststellung, 6.24). Im Anhang 15 (Erläuterungsbericht Bauvorhaben: Ersatzneubau der Holzbrücke Rühme-Kralenriede in Braunschweig) wird lediglich darauf hingewiesen, dass im Rahmen des Neubaus des Brückenbauwerkes die Zuwegung neu erstellt wird. Trassierung und Ausgestaltung dieser Zuwegung, die die Anforderungen für eine barrierefreie Nutzung erfüllen sollen, sind nicht dargestellt. Wir gehen davon aus, dass die Zuwegung, insbesondere zum Schreberweg, nicht ohne Eingriff in Natur und Landschaft umzusetzen ist und entsprechend die Eingriffsregelung berücksichtigt werden muss. Der beim Neubau der Brücke anfallende Bodenaushub sowie Abrissmaterialien und deren Verbleib müssen dabei ebenfalls berücksichtigt werden.

Anhang 3, Kap. 5.3 „Schutzgut Fläche“ trifft keine nachvollziehbaren Angaben: „Der Neuanlage von Wegen (welche?) steht der Rückbau im Bereich der Fußgängerbrücke „Butterberg“ entgegen. Als Ausgleich für die Anlage der Wege werden des Weiteren zwei Stillgewässer geschaffen.“

Im Überschwemmungsgebiet sind die Bereiche, die besonders stark durch den Wasserhaushalt der Aue geprägt sind, insbesondere die bisher für den Publikumsverkehr nicht erschlossenen, zu erhalten und zu fördern. Sie dürfen nicht zum Einbau anfallenden Erdbaumaterials und zur Schaffung von Aussichtspunkten benutzt werden. Darüber hinaus sind die Habitate seltener und auentypischer Tiere (Bitterling, Groppe, verschiedene Libellenarten,…) bei den Baumaßnahmen zu berücksichtigen.

Für einen, die Aue möglichst wenig schädigenden Einbau von Erdmaterial sollten zunächst alle im Planungsgebiet oder in enger Nachbarschaft liegenden Flächen außerhalb des Überschwemmungsgebietes der Schunter geprüft werden.

Dabei sind Flächen mit wiederherstellbarer Nutzung wie der Sportplatz Rühme zu prüfen, bevor naturnähere Bereiche beansprucht werden.

Das nördlich an den Schießstand angrenzende Gelände erscheint uns ebenfalls geeignet. Daneben sollte eine Erhöhung des geplanten Erdwalls entlang des Flachsrottenwegs geprüft werden, bevor überhaupt Flächen im Überschwemmungsgebiet herangezogen werden. 

Ob dabei dem Grundsatz: „Einer Aufhaldung über die Hochwassergrenzen hinaus, ist dabei einer flächigen Verteilung der Vorzug zu geben.“ gefolgt wird, muss in Abhängigkeit von den betroffenen Biotoptypen und Habitate sowie der Höhenlage und Verortung der Flächen abgewogen und entsprechend dokumentiert werden.

Die Beschreibung in Kap. 6.17 „Aussichtshügel“ im Erläuterungsbericht zur Planfeststellung: „Der während der Maßnahmen gewonnene Erdaushub soll an zwei Standorten eingebaut und zu Aussichtshügeln ausgebaut werden.“ entspricht keinesfalls der aktuell geplanten Vorgehensweise und muss aktualisiert werden.

Die geplante Verwallung entlang des Flachsrottenweges ist nicht annähernd ausreichend beschrieben. Die zwingende Notwendigkeit der Fortsetzung der Verwallung über das Nordende des Flachsrottenweges hinaus bedarf wegen der betroffenen Biotope jedenfalls einer Begründung.

Es sollte angestrebt werden soviel Bodenaushub wie möglich entlang des Flachsrottenweges (einschließlich der Fläche nördlich des Schießstands) einzubauen. Anstelle des bisher vorgesehenen Aussichtshügels inmitten und auf Kosten wertvoller Auenbiotope könnte hier ein ganzjährig vom Hochwassergeschehen unabhängiger Aussichtspunkt eingerichtet werden. Der Zuweg könnte über eine möglichst barrierefrei gestaltete Rampe auf der Verwallung eingerichtet werden und wäre somit auch von einer Straße oder von Haltestellen des ÖPNV aus erreichbar.

Dabei muss möglicherweise auch abgewogen werden, ob der Fällung und Neuanpfllanzung von Straßenbäumen gegenüber der Vernichtung von Schilf-Landröhricht und Weidengebüsch in der Aue der Vorrang zu geben ist.

Es bleibt völlig unklar, welche der in verschiedenen Anhängen angeführten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen berücksichtigt werden. Der Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsverfahren berücksichtigt lediglich die im Anhang 4 „Artschutzfachbeitrag“, in Tabelle 11 angeführten Maßnahmen, weitere essentielle Maßnahmen, die in Anhang 3 „Umweltverträglichkeitsprüfung“ angeführt werden, z. B. zur Vermeidung von Verletzung und Tötung von Gewässerorganismen, finden im Erläuterungsbericht keinerlei Berücksichtigung.

In Anhang 4, Kap. 8.4 „Fische“ wird darauf hingewiesen, dass an dieser Stelle nur Arten, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt bzw. nach BNatSchG streng geschützt sind, berücksichtigt werden. Es wird ausgeführt, dass zumindest für die vier in Deutschland und/oder Niedersachsen gefährdeten oder gar vom Aussterben bedrohte Arten Aal, Bitterling, Groppe und Hecht im Zuge der Eingriffsregelung Maßnahmen zum Schutz der Bestände durchgeführt werden sollten.

Im Erläuterungsbericht wird darauf nicht eingegangen und die Eingriffsregelung wird nicht berücksichtigt.

Der vom Aussterben bedrohte Bitterling wurde in Teilbereich A angrenzend an einen Stauteich bei Bienrode nachgewiesen. Die Art besiedelt vegetationsreiche, stehende oder langsam fließende Gewässer mit Großmuschelbeständen, welche zum Aufwachsen für die Larven benötigt werden.

Im Erläuterungsbericht zur Planfeststellung, Kap. 6.3 „Ausleitungsgerinne“ findet sich: „Das Ausleitungsgerinne mündet nach ca. weiteren 50 m in den bestehenden Mühlengraben. Um den Rückfluss in die Schunter an dieser Stelle zu vermeiden, wird der Mühlengrabenabzweig ebenfalls verschlossen und im Prallhangbereich der Schunter mit Wasserbausteinen gegen Erosion gesichert. Um die Abflussleistung in Richtung Mühlengebäude zu erhöhen, wird die Sohle beräumt.“

Es wird nicht dargelegt, weshalb über das derzeitige Maß hinaus die Abflussleistung des Mühlgrabens erhöht werden muss bzw. anzustreben ist. Diese Maßnahme greift massiv in das Habitat des vom Aussterben bedrohten Bitterlings ein und sollte nach Möglichkeit nicht durchgeführt werden. Falls unumgänglich muss so schonend wie möglich vorgegangen werden.

Auch für andere (gefährdete) Arten sind durch geeignete Maßnahmen bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen zu vermeiden; dies gilt insbesondere für alle geplanten Sohlräumungen, aber auch für Gehölzpflanzungen in der Aue.

Der Aufgabenbereich für die ÖBB muss entsprechend erweitert werden und konkrete Maßnahmen müssen dargestellt werden; die Erfahrungen mit den Weg- und Brückenbauarbeiten für die neue Brücke am Butterberg zeigten, dass die Berücksichtigung des Störungsverbotes nicht ohne weiteres gewährleistet ist.

V/M 4 Es ist mit erheblichen Störungen des Rohrschwirls, des Schilfrohrsängers und Brutvögeln der Gilde 3 im Bereich des Weges „Ringelhorst“ durch Baustellenfahrzeuge zu rechnen, da der Weg als Zufahrt genutzt wird. Dasselbe gilt für den Wachtelkönig, der während der Brutzeit in weniger als 50 m Abstand zum Weg kartiert wurde.

In Anhang 2.2 Plan1C, Biotoptypen, Bereich C sind trotz Nachkartierungen drei Standorte der Gelben Wiesenraute nicht eingetragen, s. Anlage (rote Rechtecke). In Zusammenhang mit den Lageplänen, Blatt 2 und 3 (A07_Lagepläne_2020), ist unklar, ob diese Standorte im Bereich der Bodenmodellierungen liegen. Wir bitten um Prüfung und Berücksichtigung durch Markierungen im Gelände. Für eine genaue Festlegung im Gelände stehen wir zur Verfügung.

Auf den geplanten Bauflächen sind nach Aussage der Bodenschutzbehörde keine Bodenbelastungen und Altlastenflächen bzw. Verdachtsflächen bekannt. Im Zuge einer zusätzlichen Bodenuntersuchung auf dem rechten Vorland bei km 8+910 wurden jedoch lokal begrenzt bauschutthaltige Auffüllungen vorgefunden /28/. Vor allem durch Beimengungen von Asphaltbruchstücken führen die erhöhten PAK Belastungen zu einer Einstufung nach LAGA in die Klasse größer Z2. Von der ordnungsgemäßen Entsorgung gehen wir aus.
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Gelu Ispas  (Geschäftsführer)
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